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I n t e r v i e w

Minister Grüttner  
zu den Plänen in der neuen 
Legislaturperiode
Stefan Grüttner ist auch in der neuen Legislaturperiode Staatsminis-
ter im nun erweiterten Hessischen Ministerium für Soziales und Inte-
gration. Die vdek-Landesvertretung Hessen gratulierte dem Minister 
persönlich.

vdek Sehr geehrter Herr Staatsminister, wir 
gratulieren Ihnen sehr herzlich zur erneu-
ten Ernennung zum Hessischen Minister für 
Soziales und Integration. 
Es besteht bundesweit Einigkeit über den 
Reformbedarf im Bereich Pflege. Welche 
Maßnahmen planen Sie hier für die Legis-
laturperiode in Hessen?
Stefan Grüttner Auf Bundesebene halte ich es 
für zwingend erforderlich, dass zügig die 
noch offenen Fragen zum neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff und neuen Begutach-
tungsverfahren geklärt werden. Diesem 
Thema kommt eine Schlüsselrolle bei der 
künftigen Gestaltung der Pflege zu.

Die Landesregierung wird darüber hin-
aus die im Bund anstehende Reform der Al-
ten- und Krankenpflegeausbildung unter-
stützen, indem wir die Ausbildung modular 
gestalten. D. h. wir wollen eine einheitliche 
Grundausbildung mit einer darauf aufbau-
enden Spezialisierung für die Alten-, Kran-
ken- und Kinderkrankenpflege einrichten. 

Außerdem werden wir das Hessische 
Gesetz über Betreuungs- und Pflegeleistun-
gen (HGBP) weiterentwickeln. Wir wollen 

die Kurzzeitpflege ausbauen und Familien 
durch ehrenamtlich Pflegende mit Pflege-
begleitern unterstützen. Zudem wird die 
hessische Weiterbildungs- und Prüfungs-
ordnung für die Pflegeberufe novelliert. Auf 
Grundlage der Ergebnisse eines Gutach-
tens zur Situation der Pflege in hessischen 
Akutkrankenhäusern, das von meinem Mi-
nisterium in Auftrag gegeben wurde, soll 
schließlich in einer Arbeitsgruppe des Lan-
despflegerates ein Leitfaden erarbeitet 
werden. Er soll Ratschläge geben, wie die 
Organisation der Pflege und die Interakti-
on der verschiedenen Berufsgruppen und 
Hierarchieebenen in den Krankenhäusern 
verbessert werden kann.

Hessisches Qualitätskonzept

vdek Im hessischen Koalitionsvertrag wird 
ein „Qualitätskonzept für eine hochwertige 
medizinische und pflegerische Versorgung 
und die Sicherheit der Patientinnen und Pa-
tienten“ angekündigt. Wie sehen die kon-
kreten inhaltlichen und zeitlichen Pläne für 
das Qualitätskonzept aus?
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In Hessen konnte zum Jahresbeginn 
eine Einigung über die Ausgestaltung 
der spezialisierten ambulanten Pal-
liativversorgung (SAPV) für Kinder 
und Jugendliche (SAPV-KJ) zwischen 
Krankenkassenverbänden und dem 
Fachverband SAPV erreicht werden. 
SAPV-Teams, die sich um die multi-
professionelle Versorgung junger Pa-
tienten mit komplexen chronischen 
Erkrankungen am Lebensende küm-
mern, können jetzt ihre Arbeit in 
Hessen flächendeckend aufnehmen. 
Hier leben derzeit mehr als 1.500 
Kinder und Jugendliche mit schweren 
unheilbaren Erkrankungen, an denen 
jedes Jahr trotz aller Bemühungen 
und Fortschritte in der medizinischen 
Versorgung ca. 300 sterben. Hessen 
ist jetzt das erste Bundesland mit ei-
ner flächendeckenden Palliativver-
sorgung für Erwachsene, Kinder und 
Jugendliche.

V e r h a n d l u n gs  e r f o lg

Palliativversorgung 
in Hessen  
auch für Kinder

Das „KinderPalliativTeam Südhessen“ aus 
Frankfurt hat die Arbeit bereits aufgenommen.
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Ihre Einschätzung hierzu und welche Maß-
nahmen planen Sie ggf.?
S.G. Ziel der Hessischen Landesregierung ist 
die Gewährleistung einer qualitativ hoch-
wertigen, flächendeckenden und – soweit 
notwendig – wohnortnahen medizinischen 
Versorgung. In dem unter der Federfüh-
rung des Landes Hessen erarbeiteten GKV-
Versorgungsstrukturgesetz werden daher 
dem Land mehr Mitwirkungsmöglichkei-
ten bei der Bedarfsplanung eingeräumt. 
In Hessen haben wir zwar keinen generel-
len Ärztemangel, aber in ländlichen Regio-
nen würden sich Lücken abzeichnen, wenn 
abzugebende Arztpraxen keine Nachfol-
ger finden würden. Zudem führt die Al-
tersstruktur der hessischen Vertragsärz-
teschaft dazu, dass in den nächsten Jahren 
mehr Vertragsarztpraxen abzugeben sind. 

Wir werden den erfolgreichen Hessi-
schen Pakt zur Sicherstellung der gesund-
heitlichen Versorgung fortsetzen und 
zusätzlich acht innovative vernetzte Ver-
sorgungsmodelle auf regionaler Ebene 
bis zu einem Gesamtbetrag von 500.000 
Euro fördern.

Hessisches Krankenhausgesetz

vdek: Im hessischen Koalitionsvertrag wird 
eine Überarbeitung des Hessischen Kran-
kenhausgesetzes angekündigt. Welche 
Veränderungen sind konkret geplant? 
Wird das Land die nötigen Mittel zur De-
ckung der Investitionskosten der Kranken-
häuser finanzieren?

S.G. Qualität und Patientensicherheit sind 
zweifelsfrei DIE Themen der Gesund-
heitsversorgung.

Die Entwicklung eines Hessischen 
Qualitätskonzepts stellt eine große Her-
ausforderung dar, der ich mich – gerade 
vor dem Hintergrund der aktuellen Diskus-
sionen über Behandlungsfehler und Pati-
entensicherheit – mit großem Engagement 
stelle. Eine Versachlichung dieser Diskus-
sion ist dringend notwendig.

Schon Ende letzten Jahres habe ich 
aus der Überzeugung heraus, dass gera-
de das Land Hessen hier eine aktive Rolle 
einnehmen muss, organisatorische Maß-
nahmen ergriffen und ein eigenständiges 
Referat für Qualität und Patientensicher-
heit eingerichtet. 

In vielen Einzelinitiativen haben wir 
uns für eine qualitäts- und patientenorien-
tierte Gesundheitsversorgung eingesetzt. 
Die Berücksichtigung von Qualitätskriteri-
en in Entscheidungen der Krankenhauspla-
nung und das Hessische Onkologiekonzept 
sind nur zwei Beispiele von vielen Einzel-
initiativen. Diese Einzelinitiativen werden 
nun gebündelt, koordiniert und intensiviert.

Wir müssen die vielfältigen Erkennt-
nisse, die wir jetzt schon über die Qualität 
von medizinischen Leistungen haben, für 
Hessen nutzbar und verwertbar machen. 
Wir haben eine Vielzahl an Informationen 
wie zum Beispiel die Qualitätsberichte der 
Krankenhäuser und die externe Qualitäts-
sicherung. Leider bleiben diese Informati-
onen weitgehend ungenutzt. Für Patientin-
nen und Patienten sind die Informationen 
kaum verwertbar. Auch für akute Interven-
tionen durch die Landesregierung sind die 
Informationen bei ihrer Veröffentlichung 
meist schon zu alt.

Ärzteversorgung

vdek Der vdek vertritt die Auffassung, dass es 
keinen generellen Ärztemangel in Deutsch-
land und im Besonderen in Hessen gibt, 
sondern lediglich ein Verteilungsproblem. 
Dies wurde auch aktuell vom Vorsitzen-
den des Sachverständigenrats Gesundheit, 
Prof. Ferdinand Gerlach, bestätigt. Wie ist 

Staatsminister Stefan Grüttner

FOTO  H
essisches M

inisterium
 für Soziales und Integration

Die politisch Verantwortlichen auf 
Landes- und Bundesebene wollen die 
Qualität der Versorgung verbessern. 
Deshalb soll kurzfristig das neue „In-
stitut für Qualitätssicherung und 
Transparenz im Gesundheitswesen“ 
geschaffen werden. Auch der Ge-
meinsame Bundesausschuss hat zur 
Stärkung der Transparenz erst kürz-
lich beschlossen, dass Krankenhäuser 
in ihren jährlichen Qualitätsberichten 
auch sog. Chefarztverträge mit leis-
tungsbezogenen Zielvereinbarungen 
veröffentlichen müssen. Versäumt es 
ein Krankenhaus, den Qualitätsbe-
richt rechtzeitig abzugeben, wird dies 
zukünftig sanktioniert. 
Ein besonderes Augenmerk liegt also 
auf der Qualität im stationären Sek-
tor. Dort soll u. a. die Behandlungs-
qualität als ein Entscheidungskrite-
rium für die Krankenhausplanung 
eingeführt werden, eine Maßnahme, 
die von den Ersatzkassen schon lan-
ge gefordert wird. 
Die derzeitigen Planungen sind je-
doch noch nicht geeignet, um der 
stetig steigenden Anzahl unnötiger 
Krankenhausbehandlungen „Herr zu 
werden“, und greifen deshalb zu kurz. 
Mit Nachdruck muss ferner erreicht 
werden, dass Krankenhäuser, die 
dauerhaft keine gute Arbeit leisten 
und dadurch den Patienten schaden, 
sanktioniert und bei Bedarf auch (teil-
weise) vom „Versorgungsnetz“ ge-
nommen werden können. Sonst bleibt 
es bei bloßen Lippenbekenntnissen!

k o mm  e n t a r

„Qualität“ ist  
in aller Munde …

von 
Claudia Ackermann  
Leiterin der  
vdek-Landesvertretung 
Hessen

FOTO  vdek
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S.G. In einem ersten Schritt werden wir 
die Investitionsförderung zunächst pau-
schalieren. Ab 2016 soll es dann Pauscha-
len geben. Vorab wird es im Jahr 2015  
ein Sonderinvestitionsprogramm von  
120 Millionen Euro geben, um noch drin-
gend notwendige Vorhaben umsetzen zu 
können. 

Perspektivisch wollen wir prüfen, wie 
Qualitätsaspekte noch mehr in kranken-
hausplanerische Entscheidungen ein-
fließen können. Zudem müssen die Ge-
sundheitskonferenzen weiterentwickelt 
werden. Sie sind noch zu krankenhauslas-
tig. Auch wird geprüft, wie die notwendi-
gen Zusammenschlüsse öffentlicher Kli-
niken forciert werden können.

Zusammenschluss kommunaler Kliniken

vdek: Die finanzielle Lage kommunaler Kli-
niken in Hessen ist teilweise sehr schwie-
rig. Welche Maßnahmen sollen, auch un-
ter Berücksichtigung des Berichts des 
Landesrechnungshofs aus dem vergan-
genen Jahr, in der laufenden Legislatur-
periode angestoßen werden, um dies zu 
ändern? Wie soll die vorgeschlagene Hol-
dingstruktur der kommunalen Kliniken 
weiter vorangetrieben werden? 

S.G. Mittlerweile ist nicht nur die Lage der 
kommunalen Kliniken prekär, mehr als 
50 Prozent der deutschen Krankenhäu-
ser schreiben rote Zahlen. Dies liegt un-
ter anderem an Fehlanreizen des Bundes-
rechts. Ich werde mich daher sehr aktiv in 
die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Re-
form der Krankenhausfinanzierung ein-
bringen, die der Koalitionsvertrag der 
Großen Koalition vorsieht.

Auf hessischer Ebene werden wir Zu-
sammenschlüsse öffentlicher Kliniken be-
gleiten. Dies wird sich im Wesentlichen auf 
regionaler Ebene abspielen. Hier hat mei-
ne Initiative für einen Aufbruch gesorgt, es 
gibt aktuell über Stadt- und Landkreisgren-
zen hinaus eine Reihe von konkreten Ver-
handlungen. Ich werde diese Vorhaben un-
terstützen, aber auch den Druck erhöhen. 
Einzelkämpfer haben keine Zukunft, das 
gilt heute noch mehr als vor zwei Jahren. 
Der für den Hessischen Rechnungshof er-
stellte Bericht greift mit seinem Vorschlag, 
die Kliniken sollten mehr kooperieren, 
deutlich zu kurz. Wir brauchen gesell-
schaftsrechtliche Verbindungen.

vdek: Sehr geehrter Herr Staatsminister, 
viel Erfolg für die neue Amtszeit und vie-
len Dank für das Gespräch.  

Staatsminister Stefan Grüttner  im Gespräch mit Claudia Ackermann
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Oft wird Krebsvorsorge auf die lange 
Bank geschoben, obwohl die gesetz-
lichen Krankenkassen in vielen Fäl-
len die Kosten für Vorsorgeuntersu-
chungen übernehmen. Dies gilt z. B. 
für die Durchführung eines Mammo-
graphie-Screenings für Frauen ab 
dem 50. Lebensjahr.
Am Beispiel Mammographie-Scree-
ning wird die Wichtigkeit der Krebs-
vorsorge deutlich: Im Rahmen die-
ser Untersuchung kann Brustkrebs 
drei bis vier Jahre früher als durch 
die Tastuntersuchung beim Gynäko-
logen diagnostiziert und damit die 
Heilungsaussicht erheblich gestei-
gert wird. In Hessen wurden neben 
sechs festen Standorten auch mo-
bile Screening-Einheiten eingerich-
tet. Diese für die Versicherten kos-
tenfreie Röntgenuntersuchung wird 
Frauen im Alter von 50 bis 69 Jahren 
alle zwei Jahre angeboten, da in die-
ser Altersgruppe Brustkrebserkran-
kungen besonders häufig sind.
Auch deshalb gilt:
•	 ab 35 alle zwei Jahre zum Haut-

krebsscreening,
•	 Frauen zwischen 50 und 69 alle 

zwei Jahre zum Mammographie-
Screening und

•	 ab 55 Jahren zur Darmspiegelung
Der ersatzkasse report. Hessen be-
richtet über das Thema Krebser-
krankungen 2014 aus verschiedenen 
Blickwinkeln. In der nächsten Ausga-
be: Krebsregister in Hessen

S e r i e :  K r e bs  e r k r a n k u n g e n

Teil 1: Krebsvorsorge 
in Hessen
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F ü r  H e ss  e n  im   B u n d

Hessische Politiker im Ausschuss für Gesundheit
Im Januar 2014 wurde der Ausschuss für Gesundheit des 18. Deutschen Bundestags eingesetzt. In der neu-
en Legislaturperiode sind vier hessische Abgeordnete im Gesundheitsausschuss vertreten. Auch der Vor-
sitzende des Ausschusses, Dr. Edgar Franke, kommt aus Hessen. Daher haben wir die vier hessischen Ver-
treter zu ihren Zielen befragt:  
„Welche Reformen möchten Sie durch Ihre Mitarbeit im Ausschuss für Gesundheit in der laufenden Legis-
laturperiode, auch mit Blick auf Hessen, besonders anstoßen?“

„Notwendige Reformen der Pflege-
versicherung sind auf den Weg zu 
bringen. Wir haben im Koalitions-
vertrag die Umsetzung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs verein-
bart. Pflegebedürftige und ihre An-
gehörigen sowie Pflegende werden 
wirksame Unterstützungen erhalten. 
Sechs Mrd. Euro sollen hierzu insge-
samt bereitgestellt werden.
Entsprechend dem Koalitionsvertrag 

soll die Primärversorgung mit Hausärzten und Psychothe-
rapeuten gestärkt werden. Dazu gehört aber auch, für mehr 
Qualitätsorientierung im ambulanten und stationären Sek-
tor zu sorgen. Ein Schwerpunkt wird daher die Qualität von 
Krankenhäusern betreffen. Die Pflege am Patienten muss da-
bei besser in der Vergütung abgebildet werden.
Wir werden Schluss machen mit langen Wartezeiten und 
Problemen bei der Terminvereinbarung. Terminservice-
stellen sollen dieses sicherstellen – unter Einbeziehung 
des stationären Sektors.
Mit Blick auf Hessen ist seit einigen Jahren die Sicherstellung 
einer wohnortnahen Versorgung mit Ärzten zu einem wichti-
gen Thema der Gesundheitspolitik geworden. Dazu gehören 
ein breites Angebot an Haus- und Fachärzten und eine wohn-
ortnahe Gesundheitsversorgung gerade in der ländlichen Re-
gion. Krankenhäuser in unterversorgten Gebieten sollen da-
bei auch für die ambulante Versorgung geöffnet werden.
Patienten müssen mehr in integrierten Versorgungsformen 
behandelt werden können. D. h., wir brauchen eine umfas-
sende und koordinierte Bearbeitung aller Gesundheitspro-
bleme über den gesamten Versorgungsweg von der Primär-
versorgung bis zur Rehabilitation und Pflege.“

S P D

„Qualität und wohnortnahe 
Versorgung“

Dr. Edgar Franke, 
MdB, Vorsitzender 
des Ausschusses für 
Gesundheit
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„Bewusst habe ich mich nach mei-
ner Wahl in den Bundestag für den 
Gesundheitsausschuss entschieden. 
Für mich ist es wichtig, dass ein wirt-
schaftsstarkes Land wie Hessen mit 
einem großen Gesundheitssektor im 
Gesundheitsausschuss vertreten ist. 
Als Berichterstatterin der CDU/CSU-
Fraktion bin ich für die Themen Or-
ganspende und Telematik zuständig. 
Insbesondere möchte ich mich für 

eine Verbesserung der Bereitschaft zur Organspende einset-
zen, nachdem die Zahl der Organspenden aktuell auf einen 
neuen Tiefpunkt gesunken ist. Derzeit warten in Deutsch-
land rund 11.000 Patientinnen und Patienten auf ein Spen-
denorgan, viele davon über mehrere Jahre. Die Kranken-
kassen nehmen mit ihren Informationskampagnen und den 
verschiedenen Aktionen eine wichtige Funktion ein. Unser 
gemeinsames Ziel muss es sein, die Spendenbereitschaft 
wieder deutlich zu steigern. Dafür müssen wir ein entspre-
chendes Bewusstsein bei den Versicherten schaffen.
Beim Thema Telematik weiß ich die Krankenkassen ebenfalls 
auf meiner Seite. Ziel ist, die gesamte Debatte um die Ge-
sundheitskarte neu zu beleben und den Nutzen der Karte für 
die Patienten in den Vordergrund zu stellen. Die Dimension 
des Nutzens für die Patienten ist in den zurückliegenden Jah-
ren zu kurz gekommen. Gerade im Bereich der Wechselwir-
kung von Medikamenten brauchen wir dringend eine bessere 
Übersicht für die behandelnden Ärzte. Durch die Bereitstel-
lung entsprechender Daten auf der elektronischen Gesund-
heitskarte würden wir den behandelnden Ärzten wichtige In-
formationen geben, um gefährliche Wechselwirkungen der 
Medikamente besser zu vermeiden.“

C DU

„Stärkung der 
Organspendebereitschaft“

Dr. Katja Leikert,  
MdB, Mitglied im Aus-
schuss für Gesundheit

FOTO  Büro D
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„Ich werde mich im Gesundheitsaus-
schuss des Deutschen Bundestags 
als Berichterstatterin der SPD-Frak-
tion um die Themen Gesundheits-
berufe sowie um Palliativmedizin/
Hospize kümmern. Vor meinem Jura-
studium habe ich auch eine Ausbil-
dung als Krankenschwester absol-
viert. Durch diese Ausbildung und die 
anschließende Arbeit im Pflegeberuf 
bin ich mit den Herausforderungen 

und Problemen im Pflegeberuf gut vertraut. In der jetzt an-
stehenden Reform der Pflegeausbildung sehe ich einen wich-
tigen Ansatz zur Verbesserung der pflegerischen Versorgung. 
Diskutiert wird eine einheitliche Grundausbildung mit an-
schließender Spezialisierung. Dabei dürfen die eigenständi-
gen Berufsbilder nicht verwischen, die Besonderheiten der 
Alten- und Krankenpflege müssen beachtet werden, die Aus-
bildungsqualität darf nicht leiden. Auch in anderen Gesund-
heitsberufen stehen entsprechende Überprüfungen an.
In der palliativmedizinischen Versorgung wird es um eine 
Weiterentwicklung gehen. Hier sind, wie bei der SAPV, in 
den letzten Jahren bereits wichtige gesetzliche Weichen-
stellungen erfolgt, für deren flächendeckende Umsetzung 
die Selbstverwaltung nun sorgen muss.
Als Vertreterin eines eher ländlichen Wahlkreises in Hes-
sen liegt mir auch die Sicherstellung der gesundheitlichen 
Versorgung abseits von Ballungsräumen am Herzen. In der 
stationären wie auch in der ambulanten Versorgung müs-
sen die Weichen für den demographischen Wandel richtig 
gestellt werden, um Qualität halten zu können. Hier erge-
ben sich auch viele Schnittstellen zu meiner kommunalpoli-
tischen Arbeit im Kreistag des Main-Kinzig-Kreises.“

S P D

„Verbesserungen  
in der Pflege durchsetzen“
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Bettina Müller,  
MdB, Mitglied im Aus-
schuss für Gesundheit

„Besonders am Herzen liegt mir, die 
Bürgerinnen und Bürger – auch als 
Versicherte und Patienten – mehr an 
Planungen und Entscheidungen im 
Gesundheitswesen zu beteiligen. Im 
neuen Präventionsgesetz ist die Rol-
le der Kommunen, der Akteure vor Ort 
und der Bevölkerung deutlich zu stär-
ken, um im Kindergarten, in der Schu-
le, am Arbeitsplatz, im Stadtteil den 
Erhalt der Gesundheit zu fördern. 

Die Versorgung im ambulanten und stationären Bereich der 
Krankenversorgung und der Pflege muss transparenter, im 
Interesse der Patienten verknüpfter und bedarfsgerecht fi-
nanziert werden. Im ländlichen Raum und in sozial benach-
teiligten Stadtteilen sind neue Konzepte der Versorgung 
gefragt. An Demenz erkrankte Menschen (und ihre Angehöri-
gen) müssen – durch eine neue Definition der „Pflegebedürf-
tigkeit“ – die notwendige finanzielle Unterstützung erhalten. 
Der Verbraucherschutz, auch bei Arzneimitteln und Medi-
zinprodukten, verdient deutliche Aufwertung. Gute Arbeit 
im Gesundheitswesen heißt, gute Qualität für die Patienten, 
aber auch gute Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten zu 
schaffen. Und wir brauchen in Zeiten des demografischen 
Wandels eine Kranken- und Pflegeversicherung, die Zugang 
zu guter Versorgung für alle Bürgerinnen und Bürger ge-
währleistet, ohne die jüngeren Generationen zu überlasten. 
Mit anderen Worten: Verbesserte Rahmenbedingungen in 
der Bundespolitik würden auch die Projekte des schwarz-
grünen Koalitionsvertrages in Hessen erleichtern. Leider ist 
bisher seitens der Großen Koalition wenig Initiative erkenn-
bar, Gesundheitspolitik in Ländern und Kommunen stärker 
als bisher zu unterstützen.“

B Ü NDN   I S  9 0  /  D I E  G R Ü NEN 

„Die Versorgung muss transpa-
renter und verknüpfter werden“

Kordula Schulz-
Asche, MdB, Mitglied 
im Ausschuss für 
Gesundheit

FOTO  Laurence Chaperon

D
ie hessischen Abgeordneten im Ausschuss für Gesundheit sprechen sehr unterschiedliche Themen an, und doch gibt es ei-
nige Überschneidungen: Die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs steht ganz oben auf der Liste der hessi-
schen Mitglieder im Gesundheitsausschuss – ein Thema, für das sich auch der vdek immer wieder stark macht. Die Ersatz-
kassen stehen verschiedenen Lösungswegen zur künftigen Finanzierung der Pflegeversicherung offen gegenüber, solange 

der solidarische Charakter der sozialen Pflegeversicherung nicht in Frage gestellt wird. Wichtig ist aus Sicht des vdek zusätzlich die 
Stärkung des Berufsnachwuchses in den Pflegeberufen.

Als regionales Thema wird von den Abgeordneten vor allem die wohnortnahe ärztliche Versorgung thematisiert. Aus Sicht der 
vdek-Landesvertretung Hessen gibt es weder in Deutschland noch in Hessen einen Ärztemangel, sondern vor allem ein Verteilungs-
problem. Mittel gegen die Fehlverteilung zu finden muss daher weiter Priorität haben.

Bis zur nächsten Bundestagswahl wird sich zeigen, welche Ziele die vier Abgeordneten in der Praxis voranbringen konnten.
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Bislang prüfen der Medizinische Dienst der Krankenversi-
cherung (MDK) und die Pflegaufsichten jeweils separat die 
Qualität in Pflegeheimen. In Hessen wird deshalb nun ein 

gemeinsames Modellprojekt starten, das nicht nur die Qualität 
der Pflegeheime im Sinne der Versicherten in den Blick nimmt, 
sondern durch die Vermeidung von Doppelprüfungen zur Entbü-
rokratisierung führen soll. Die Projektgruppe der Landesverbän-
de der Pflegekassen, dem MDK und dem Prüfdienst der Privaten 
Krankenversicherung hat mit der Betreuungs- und Pflegeaufsicht 
Wiesbaden einen Prüfkatalog aufgestellt, der alle Kriterien der 
Pflege-Transparenzvereinbarung enthält.
Zunächst werden 60 stationäre Einrichtungen im Rheingau-
Taunus-Kreis und in Wiesbaden gemeinsam geprüft. Ein ab-
schließender Bericht soll evaluieren, ob die gemeinsamen 
Qualitätsprüfungen praktikabel sind.

Anfang März wurden die Pläne der Landesregierung zur 
Überarbeitung des Hessischen Krankenhausgesetzes 
bekannt gegeben. Ab 2016 soll die Investitionsförderung 

(IF) für Baumaßnahmen und Medizintechnik sukzessive über 
jährliche Pauschalen abgedeckt werden. Hessen ist damit das 
erste von bislang drei Bundesländern, das den Umstieg auf die 
Pauschalförderung konkret plant.
Bislang müssen die hessischen Kliniken die IF über langwieri-
ge Verfahren beantragen. Ab 2016 soll ein jährlich anzupassen-
der Betrag in Höhe von ca. 250 Mio. Euro durch das Land zur 
Verfügung gestellt werden. Die Verteilung auf die einzelnen 
Krankenhäuser soll über die vom Institut für das Entgeltsystem 
im Krankenhaus (InEK) kalkulierten Investitionsbewertungsre-
lationen erfolgen.
Die tatsächlich benötigten Investitionsbedarfe betragen nach 
Berechnungen der vdek-Landesvertretung allerdings 350 bis 
400 Mio. Euro. Eine wirtschaftliche und qualitativ hochwertige 
Versorgung kann jedoch nur mit ausreichenden Investitions-
mitteln erreicht werden. Insofern ist die Gesetzesinitiative des 
Landes dem Grunde nach zwar begrüßenswert, greift aber bei 
der Höhe der zur Verfügung gestellten Mittel zu kurz. Hier be-
steht Nachbesserungsbedarf! 

P fl  e g e m a n a g e m e n t

Modellprojekt zur Qualitäts
prüfung von Pflegeheimen

K r a n k e n hä  u s e r

Pauschalierung  
der Investitionsförderung

Es ist Halbzeit auf dem Weg zur nächsten Sozialwahl 2017. 
„Die Selbstverwaltungen haben in diesen bald drei Jah-
ren großartige Arbeit geleistet“, fasst Staatssekretär a. D. 

Gerald Weiß, der Bundeswahlbeauftragte für die Sozialversi-
cherungswahlen, im Gespräch mit der vdek-Landesvertretung 
Hessen zusammen. Doch es stehen in den verbleibenden Jahren 
noch wichtige und zur Stärkung der Sozialwahlen dringend not-
wendige Reformen an. 
Gerald Weiß erläutert die Pläne der Großen Koalition: „Die Ko-
alitionspartner haben sich in ihrem Koalitionsvertrag einige 
Ziele gesetzt, die sie jetzt in einem Reformpaket umsetzen müs-
sen. Für die traditionell wählenden Ersatzkassen dürfte eine 
der wichtigsten Änderungen in der Möglichkeit von Online-
Wahlen bestehen. Dann müssen die Sozialwählerinnen und So-
zialwähler nicht mehr zum Postkasten, um ihre Stimme einzu-
werfen, sie können dann vom heimischen PC aus abstimmen. 
Ganz einfach wird die Sache jedoch nicht. Was die Öffentlich-
keit kaum wahrnimmt: Es müssen noch viele Fragen der Daten-
sicherheit geklärt werden.“ Der vdek setzt sich dafür ein, dass 
der Gesetzgeber umgehend den nötigen gesetzlichen Rahmen 
schafft, um neben der klassischen Briefwahl auch Online-Wah-
len durchzuführen. 
Nicht nur die Sozialwahlen müssen weiterentwickelt, sondern 
die gesamte soziale Selbstverwaltung sollte gestärkt werden. 
Dazu zählt die Forderung des vdek nach der Erleichterung der 
Vereinbarkeit von Ehrenamt und Beruf ebenso, wie die Über-
prüfung von verschiedenen Varianten zur Einführung einer 
Frauenquote für die Verwaltungsräte. Vor allem muss aus Sicht 
des vdek jedoch der Verantwortungsbereich der gewählten 
Verwaltungsräte vergrößert werden, z. B. durch die Festlegung 
kassenindividueller Beitragssätze durch die Verwaltungsräte.
Weitere Informationen bietet die vdek-Broschüre „Positionie-
rung der Ersatzkassen zur Reform der sozialen Selbstverwal-
tung und der Sozialwahlen“, die hier abgerufen werden kann: 
www.vdek.com/politik/positionen.html.

S e lbs   t v e r w a l t u n g

Sozialwahlen reformieren – 
Selbstverwaltung stärken!

FOTO  vdek
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Zur Feier des 60-jährigen Bestehens der Kassenzahnärzt-
lichen Vereinigung Hessen (KZVH) luden die hessischen 
Zahnärzte am 21. März 2014 zum Festakt nach Bad Nau-

heim. Seit 1954 ist die KZVH unter anderem für die Sicherstel-
lung der zahnärztlichen Versorgung in Hessen zuständig und 
vertritt die Interessen ihrer Mitglieder, aktuell ca. 4.600 Zahn-
ärzte, auch gegenüber Vertragspartnern wie den Ersatzkassen. 
Blickt man zurück auf die Anfänge der KZVH, so wurde in der 
Veranstaltung deutlich, wie viel sich in der zahnärztlichen Ver-
sorgung der Versicherten seit den 50er-Jahren gewandelt und 
wie die KZVH Einfluss darauf genommen hat. 
Neben Grußadressen u. a. von Staatsminister Stefan Grüttner, 
dem Vorsitzenden der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung, 
Dr. Wolfgang Eßer, und Dr. Michael Frank von der Landeszahn-
ärztekammer Hessen gratulierte auch die Leiterin der vdek-Lan-
desvertretung Hessen, Claudia Ackermann, zum Jubiläum. Die 
Ersatzkassen in Hessen und die KZVH blicken auf viele Jahre in-
tensiver vertraglicher Beziehungen zurück. Frau Ackermann be-
tonte, dass die vertraglichen Beziehungen immer offen und fair 
waren, wenngleich man naturgemäß nicht immer einer Meinung 
sein konnte. Die Herausforderung bestehe also darin, die gegen-
seitigen Interessen in sachlichen Verhandlungen „unter einen 
Hut zu bringen“. Trotz unterschiedlicher Interessenlage bei man-
chen Themen verwies Frau Ackermann auch auf gemeinsame 
Projekte, wie im Bes. die Nivellierung des unterschiedlichen Ver-
gütungsniveaus bei den Gesamtverträgen zwischen Ersatz- und 
Primärkassen in den Jahren 2010 und 2011. 
Im Namen der vdek-Landesvertretung wünschte Frau Acker-
mann der KZVH auch für die nächsten Jahrzehnte alles Gute. 
Sie beendete ihre Ausführungen mit dem Wunsch, die faire 
Vertragspartnerschaft auch in Zukunft fortzusetzen und dabei 
stets die Interessen der Versicherten und damit der Patienten 
der Zahnärzte im Blick zu haben.

V e r a n s t a l t u n g

Jubiläum „60 Jahre Kassenzahn-
ärztliche Vereinigung Hessen“

Impfvereinbarung

Nach langen und kontroversen Verhandlungen haben sich 
die Ersatzkassen und andere Kassenverbände mit der Kas-
senärztlichen Vereinigung Hessen (KVH) auf eine Fort-
führung der bestehenden Impfvereinbarung und ein zwei-
jähriges Förderprogramm für Impfungen geeinigt. Dabei 
werden bis Ende 2015 insgesamt 2,5 Mio. Euro als Zuschlä-
ge für besonders wichtige Impfungen gezahlt. Die Versi-
cherten der gesetzlichen Krankenkassen in Hessen erhal-
ten damit weiterhin einen optimalen Impfschutz, den sie 
über ihre elektronische Gesundheitskarte ohne Zusatzkos-
ten in Anspruch nehmen können. Die Ersatzkassen erhof-
fen sich ferner eine Verbesserung der Durchimpfungsrate 
bei ihren Versicherten.

Arzneimittelvereinbarung

Die Arzneimittel- und Richtgrößenvereinbarungen für 2014 
konnten nach kurzen und weitgehend einvernehmlichen 
Gesprächen mit der KVH abgeschlossen werden. Die Verän-
derungen gegenüber 2013 bewegen sich dabei im Rahmen 
der Bundesvorgaben. Die Obergrenze der möglichen Arznei-
mittelausgaben in Hessen beläuft sich auf 2,2 Mrd. Euro. 

Landesbasisfallwert (LBFW) 2014

Die Krankenkassen und deren Verbände in Hessen verein-
baren jährlich den LBFW zur Finanzierung der Betriebs-
kosten der Krankenhäuser. Für das Jahr 2014 sind die Ver-
handlungen mit der hessischen Krankenhausgesellschaft 
am 20. Januar 2014 gescheitert, da zu zentralen Positionen 
kein Einvernehmen erzielt werden konnte. Daher wurde die 
Schiedsstelle nach § 18a KHG angerufen, die voraussichtlich 
erst nach Redaktionsschluss eine abschließende Entschei-
dung treffen wird. Über den weiteren Fortgang werden wir 
in der nächsten Ausgabe berichten.

Ausbildungsfinanzierung an hessischen Krankenhäusern

Die gesetzlichen Krankenkassen in Hessen finanzieren im 
Jahr 2014 die berufliche Ausbildung an hessischen Kranken-
häusern mit ca. 96 Millionen Euro. Die ausbildenden hes-
sischen Krankenhäuser erhalten damit alle erforderlichen 
Mittel, um die Ausbildung von 6.697 Frauen und Männern an 
83 Krankenhäusern zu ermöglichen. Die Finanzierung erfolgt 
über einen Ausbildungszuschlag, welcher für jeden Kran-
kenhausbehandlungsfall gezahlt und vorab mit der Hessi-
schen Krankenhausgesellschaft vereinbart wird.

k u r z  g e f a ss  t

FOTO  Spillner
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Immer mehr Menschen sind pflege-
bedürftig und auf fremde Hilfe ange-
wiesen. Die Auseinandersetzung mit 
dem Thema fällt dennoch schwer. Die 
Autoren geben Aufschluss über Neu-
erungen durch das Pflegeneuausrich-
tungsgesetz, Leistungsansprüche und 
Vorsorgemöglichkeiten. Fragenkata-
loge helfen bei Entscheidungen: Soll 
der Pflegebedürftige zu Hause oder im 
Heim gepflegt werden? Welche Kos-
ten entstehen? Quintessenz des Bu-
ches: Wer sich rechtzeitig Gedanken 
macht, muss am Ende nicht unter Zeit-
druck wichtige Entscheidungen fällen.

Markert, Blaß, Opoczynski, 
Leutke (Hg.) 
WISO: Pflegeversicherung 
2013, 208 S. € 19,99  
Campus Verlag 

Bundesgesundheitsminister Hermann 
Gröhe hat das kontroverse Thema 
Sterbehilfe auf seine Agenda gesetzt. 
Gerbert van Loenen beschreibt ein-
drücklich die Entwicklung in den Nie-
derlanden seit Einführung der lega-
len Sterbehilfe und gibt Hinweise, die 
bei der hiesigen Diskussion helfen 
können. Es geht dabei nicht um den 
Skandal oder Übertreibung. Differen-
ziert und am konkreten Beispiel be-
findet er die niederländische Rege-
lung als Dammbruch. Dieser kann sich 
auch auf den Umgang mit schwerst-
kranken und sterbenden Menschen in 
Deutschland auswirken.

Gerbert van Loenen 
Das ist doch kein Leben mehr! 
Risiken und Nebenwirkungen 
einer „liberalen“ Sterbehilfe-
Praxis 
2014, 250 S., € 19,90 
Mabuse-Verlag

büch    e r

Was tun bei 
Pflegebedürftigkeit?

Zur Diskussion: 
Sterbehilfe

Die vdek-Landesvertretung wirft ei-
nen intensiven Blick auf die Kran-
kenhausversorgung in Hessen und 

lädt am 9. Mai 2014 zu einer Fachveran-
staltung ins „Haus am Dom“ in Frankfurt. 
Verschiedene Studien zeigen: In der deut-
schen Krankenhausversorgung stimmt das 
Preis-Leistungs-Verhältnis oft nicht. Un-
befriedigend ist hierbei besonders, dass 
die Versorgungsqualität zwar gemessen 
werden kann, aus den Ergebnissen aber 
keine Konsequenzen gezogen werden. 
In Fachvorträgen und bei einer Podiums-
diskussion mit Vertretern aus Politik, Wis-
senschaft und Praxis werden Themen-
schwerpunkte rund um die Qualität der 
Krankenhausversorgung erörtert. Weitere 
Informationen zur Veranstaltung erhalten 
Sie unter www.vdek.com/LVen/HES.

Bereits zum fünften Mal sucht der 
vdek 2014 innovative Projekte 
und Best-Practice-Beispiele, um 

sie mit dem Zukunftspreis und einem 
Preisgeld im Gesamtwert von 20.000 
Euro zu prämieren. In diesem Jahr steht 
der vdek-Zukunftspreis unter dem Mot-
to „Was ist eigentlich gesund? – Pro-
jekte zur Gesundheitsbildung von Kin-
dern und Jugendlichen“. Noch bis zum 
5. Mai 2014 können Bewerbungen beim 
vdek eingereicht werden. Weitere In-
formationen sind unter www.vdek.com 
abrufbar.

F a ch  v e r a n s t a l t u n g  d e s  v d e k

„Quo vadis, Kranken-
hausversorgung?“

v d e k

vdek-Zukunftspreis 
2014 – jetzt bewerben!
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Wie bereits in den Vorjahren werden 
auch 2014 wieder Selbsthilfegrup-
pen, Landesverbände der Selbsthilfe 
sowie Selbsthilfekontaktstellen von 
der Arbeitsgemeinschaft GKV-Selbst-
hilfeförderung in Hessen (ARGE), ei-
nem Zusammenschluss der hessi-
schen gesetzlichen Krankenkassen 
(GKV), gefördert. Mit einer bedarfs-
orientierten finanziellen Unterstüt-
zung seiner Arbeit darf jeder Antrag-
steller rechnen, der die formalen 
Voraussetzungen erfüllt und fristge-
recht alle erforderlichen Antragsun-
terlagen einreicht. 
Zu diesem Zweck stellt die GKV 2014 
einen Betrag in Höhe von 0,62 Euro je 
Versichertem zur Verfügung, welcher 
auf die verschiedenen Ebenen der 
Selbsthilfeförderung verteilt wird. 
Insgesamt summiert sich der auf Hes-
sen entfallende Förderbetrag in die-
sem Jahr auf ca. 3,5 Mio. Euro.

F ö r d e r u n g  d e r  S e lbs   t hilf    e

Pauschalförderung 
der GKV 2014
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